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G R U N D P R I N Z I P I E N  D E R  W O H N U N G S P O L I T I K
Auch heute noch — nach Jahren einer stürmischen wirtschaftlichen Aufwärtsentwicklung  — stellt 
der Wohnungsbau eines der schwierigsten sozialen und wirtschaßlichen Probleme dar. Trotz der 
großen Leistungen der Wohnungswirtschaft in der Vergangenheit w ird der objektive Fehlbedarf 
noch a u f 4  Millionen Wohnungen geschätzt. Nach wie vor gehen heftige Diskussionen um die 
Frage, ob dieser ungeheure Fehlbedarf schneller und gerechter nach marktkonformen oder ge­
meinwirtschaftlichen Methoden gedeckt werden kann. Zweifellos würde d ie Wiederherstellung 
der R entabilität in der Wohnungswirtschaft dazu beitragen, dem  Wohnungsbau neue Finanzie­
rungsm ittel zuzufuhren. Andererseits muß die Frage untersucht werden, ob bei einer Ausrich­
tung der Wohnungswirtschaft nach marktwirtschaftlichen Grundsätzen in Anbetracht der hohen 
Baukosten und der besonderen Struktur des Grundstücksmarktes nicht wesentliche sozialpolitische 
Forderungen außer acht gelassen werden. Es könnte sehr wohl geschehen, und diese Frage wird  
in  der Bauwirtschaft auch ernstlich erörtert, daß bei einer rein marktwirtschaftlichen Orientierung 
der Wohnungswirtschaft der errechnete objektive Fehlbedarf beträchtlich zusammenschrumpft, 
weil die Wohnungssuchenden nicht in der Lage oder nicht willens sind, d ie  marktwirtschaftlichen 
Kosten fü r  eine Wohnung zu  tragen. Aber dam it bliebe eine dringliche sozialpolitische Forderung 
unerfüllt. Man muß sich wohl überlegen, ob eine Synthese der beiden Prinzipien zu  einer opti­
m alen Deckung des Wohnungsbedarfs führen  kann.

Das Problem der Eigenwirtschaftlichkeit im W ohnungswesen
Dr. Jürgen Heuer, Münster

Mit der Vorlage des vom Bundeskabinett beschlos­
senen Reformwerkes zum Wohnungsbau hat eine 

seit der W ährungsreform  andauernde Auseina;nder- 
setzung um  die W iedereingliederung der W ohnungs­
wirtschaft in  die bestehende marktwirtschaftliche O rd­
nung ihren  vorläufigen Abschluß gefunden. Die Ziel­
setzung der W ohnungspolitik soll nunmehr konse­
quent auf den Abbau des staatlichen Interventionis­
mus auf diesem Teilsektor ausgerichtet werden, um so 
auf der Basis einer sozialen Marktwirtschaft Privat­
in itiative und Kapitalbildung stärker zu stimulieren 
und — bei Aufrechterhaltung eines Systems sozialpoli­
tischer K orrektive — einer wirtschaftlichen, w eit­
gehend unbeeinflußten Wohnungspolitik die W ege zu 
ebnen.
G rundtendenz dieser Neuordnung ist die W iederher­
stellung der Wirtschaftlichkeit des Wohnungsbaus, 
dessen spezifische Eigenwirtschaftlichkeit innerhalb 
der gesam ten Volkswirtschaft anerkannt wird. Die 
stä rkere Entfaltung der Privatinitiative, bei öffentlicher 
Stützung der sozial schwachen Bevölkerungsschichten, 
soll in  den nächsten 4 Jahren ein Neubauprogramm 
von 2,2 Mill. W ohnungen verwirklichen und damit 
einer endgültigen Lösung des schwierigsten Sozial­
problem s der Nachkriegszeit in der Beseitigung der 
drückenden W ohnungsnot den Boden bereiten. 
K onkreten Ausdruck finden die genannten Zielsetzun­
gen vornehmlich in zwei Bereichen, die im W ohnungs­
w esen die Schlüsselstellung einnehmen;
1. in  d e r  W ied e re in se tz u n g  d er M ie te  a ls  gültiger W erl- und  
R echenm aßstab  fü r d as G ut W ohnung  (selbstverantw ortlich 
g eb ild e te  M ie te ) j
2. in  d e r  A b lö su n g  d e r  b ish e r dom inierenden öffentlichen 
K a p ita lsu b v en tio n ie ru n g  des W ohnungsbaus zugunsten  einer 
s tä rk e re n  A k tiv ie ru n g  v o n  echten K apitalm arktm itteln .
Die Komplexe „Mietpreis" — „Finanzierung", deren 
enger Funktionalzusam m enhang die Grundlagen der

" I * wohnungswirtschaftlichen Tätigkeit ausmacht, lösen 
bei der angestrebten marktwirtschaftlichen Auflocke­
rung eine Fülle von Reaktionen sowohl auf sozial­
politischem als auch auf ökonomischem Gebiet aus, 
die wiederum indirekt einen nachhaltigen Einfluß 
auf die gesamte Volkswirtschaft ausüben. Dieser Tat­
bestand wird schon durch das Beispiel demonstriert, 
daß in der Bundesrepublik über den Fiskus jährlich 
2,5 Mrd. DM an Subventionsmitteln zur Finanzierung 
des „sozialen" W ohnungsbaus beigesteuert werden, 
„die dem Steuerzahler verbleiben würden, wenn im 
W ohnungsbau die Eigenwirtschaftlichkeit w iederher­
gestellt werden könnte" (Preusker). Andererseits 
dürfte die frei gebildete Miete bei dem derzeitigen 
Baukostenniveau w eit über den Preis von 2 DM pro 
qm steigen und damit zwangsläufig erhebliche Ein­
brüche in das Sozial- und Einkommensgefüge zeitigen, 
deren Folge vornehmlich bei den unteren Einkommens­
schichten eine volkswirtschaftlich unerwünschte Be­
wegung der Preis-Lohnspirale nach sich ziehen wird. 
Es werden also durch die angestrebten Reformen der 
W ohnungswirtschaft sehr entscheidende Probleme auf­
geworfen, deren Erklärung sich im wesentlichen aus 
der „Sonderstellung“ des Gutes W ohnung ergibt.

ANTINOM IE V O N  W IRTSCHAFTS- U ND SOZIALPOLITIK? 

Daß die W ohnungswirtschaft innerhalb der ökono­
mischen V erhaltensw eisen besondere Eigenheiten auf­
weist, w ird deutlich, wenn man als eine der auf­
fallendsten Erscheinungen der wirtschaftlichen Ent­
wicklung der vergangenen Jahrzehnte registriert, daß 
dieser Wirtschaftszweig völlig unabhängig von den 
verschiedenartigen Strömungen und Zielsetzungen 
der allgemeinen W irtschaftspolitik fast durchweg in 
m ehr oder minder starkem  Umfange plan- bzw. 
zwangswirtschaftlich ausgerichtet war.
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D er e rs te  große Einbruch, d er e in e  w eitg eh en d e  A usschal­
tu n g  des „M arktm echanism us" durch B indung des P re ises 
fü r a lle  v o r 1914 geb au ten  W ohnungen  (sog. A ltw ohnungen) 
b rachte, erfo lg te  durch das h eu te  noch gü ltige  R eichsm ieten­
gesetz  v o n  1920, d a s  a ls A usgangspunk t d e r  P re isreg lem en­
tierungen  die „F riedensm iete" fü r d ie bezeichnete W oh­
nungsg ruppe auf d er Basis v o n  1914 sta tu ie rte .
D ie F o lgezeit zeichnet sich durch e in e  im m er s tä rk e re  Durch­
setzung  d e r B ew irtschaftungsvorschriften  aus, w obei der 
gen ere lle  P re isstop  v o n  1936 fü r alle W ohnungen  a ls  e n t­
scheidender Schlußpunkt anzusehen  ist. Auch die nach Erlaß 
des E rsten  W ohnungsbaugese tzes v o n  1950 errich te ten  W oh­
n u ngen  k o n zen tr ie rten  sich ü b erw iegend  auf den öffentlich 
g efö rd e rten  sozialen  W ohnungsbau , d e r  n eb en  d er P re is­
fix ierung  um fassende B indungen hinsichtlich Größe, A u ssta t­
tung , F inanzierung  etc. einschloß. D er privatw irtschaftlichen  
In itia tiv e  im  fre ifinanzierten  W ohnungsbau  w ar n u r ein  g e ­
r in g e r  Sp ielraum  gelassen , w ie  durch d en  b is h eu te  b e ­
steh en d en  75 "/eigen A n te il des sozialen  W ohnungsbaus am 
G esam tvolum en  e indeu tig  ausgew iesen  w ird.

Die genannten Preisbindungen und Finanzierungsvor- 
schriften w aren vor allem ein Ausdruck sozial­
politischer Erwägungen, um den wirtschaftlicii schwa­
chen Bevölkerungsschichten eine angemessene W oh­
nungsversorgung zu tragbaren Bedingungen sicherzu­
stellen. Neben diesen fürsorgerischen Aspekten steht 
aber als grundsätzliche ökonomische Fragestellung, ob 
überhaupt die privatwirtschaftliche W ohnungsproduk­
tion d a u e r n d  die Gewähr für eine den Bedürfnissen 
der breiten Bevölkerungsschichten entsprechende 
Deckung des W ohnungsbedarfs bieten kann. Denn die 
durch das Fehlen der Voraussetzungen zum Gleich­
gewichtspreis — vollkommener W ettbewerb, Elastizi­
tä t von Angebot und Nachfrage, beliebige Teilbarkeit 
und Reaktionsgeschwindigkeit des Gutes — bedingte 
Eigengesetzlichkeit läßt Gründe erkennen, die zur H er­
auslösung der W ohnungswirtschaft aus dem Gesamt­
rahmen der Volkswirtschaft, d. h. zum systemwidrigen 
Sonderbereich, führen.
Ohne Zweifel schließt die übergroße Unelastizität so­
wohl der Angebots- als auch der Nachfrageseite das 
Gefahrenmoment in sich, untragbare M arktsituationen 
zu schaffen. Hiervon w ird besonders die W ohnungs­
nachfrage berührt, die durch die Zwangslage der 
Existenzbefriedigung des W ohnens nicht in der Lage 
ist, bei verknapptem  Angebot entsprechenden Preis­
forderungen auszuweichen. Andererseits ist auch für 
das Angebot die Möglichkeit einer sofort wirksamen 
verstärkten  Reproduktion des Gutes W ohnung infolge 
der Laugfristigkeit der Erstellung nur begrenzt vor­
handen. Der besondere Charakter des W ohnungsmark­
tes w ird somit durch die Tatsache bestimmt, daß dieser 
sich der Dynamik des W irtschaftsablaufs nur zögernd 
anzupassen vermag und hierdurch das Problem einer 
echten Antinomie zwischen ökonomischen Möglich­
keiten und sozialen Erfordernissen potentiell immer 
gegeben ist. Allerdings tritt dieser Gegensatz in  Zei­
ten  eines annähernd ausgeglichenen W ohnungs­
m arktes nicht mit der anomalen Schärfe auf, wie das 
in der Nachkriegszeit der Fall war.
Dem W ohnungsbau kam  vielm ehr eine besondere 
Funktion zu, die sich m it dem Begriff „Konjunkturaus­
gleich“ umschreiben läßt. In einem Exkurs soll ver­
sucht werden, eine A ntwort auf die Frage zu finden, 
ob der privatwirtschaftliche W ohnungsbau grundsätz­

lich nicht in der Lage ist, die Wohnraumversorgung 
sicherzustellen, bzw, welche besonderen Aufgaben dem 
Staat in einer marktwirtschaftlich orientierten Woh­
nungspolitik zufallen.

DER MARKTWIRTSCHAFTLICHE KONJUNKTURAUSGLEICH  

Grundsätzlich zeigte die marktwirtschaftliche Reaktion 
des W ohnungsbaus auf die K onjunktur sehr deutlich, 
daß alle quantitativen und qualitativen Bewegungs­
gründe der Wohnungsnachfrage in ihren Schwankun­
gen parallel zur Entwicklung der allgemeinen Wirt­
schaftskonjunktur verlaufen. Aus den Bestimmungs­
faktoren des W ohnungsangebots ergab sich somit, daß 
jeweils in der Depression und bei begünstigtem Auf­
schwung der günstigste Zeitpunkt für die Wohnungs­
produktion in der K onjunktur gegeben war, da zu 
dieser Zeit die Höhe der Baukosten und Zinsen den 
Interessen der W ohnungswirtschaft sowie der Kapital­
anlagesuchenden besonders entsprach.
Vor dem ersten W eltkrieg, in Zeiten einer voll wirk­
samen konjunkturellen Bewegung, ha t die spekulative 
unternehmerische Tätigkeit im Baugewerbe die Auf­
gabe der marktwirtschaftlichen A npassung des Woh­
nungsbaus an die K onjunktur vielfach zugunsten einer 
größeren Produktivität im W ohnungsbau übernommen. 
Die konjunkturelle Bewegung am Wohnungsmarkt, 
und zwar der M ieten der Leerwohnungsziffern und — 
zusammengefaßt — der Effektivverzinsung des Haus­
besitzes und des W ohnungsneubaus hat nach neueren 
Untersuchungen des Instituts für Siedlungs- und Woh­
nungswesen der Universität M ünster insgesam t be­
stätigt, daß es vor dem ersten W eltkrieg — und auf 
diese Zeit muß bei dieser Betrachtung zurückgegriffen 
w erden — zu einem relativ reibungslosen Ausgleich 
im Sinne des Ertragsgesetzes zwischen Wohnungsnach­
frage und W ohnungsangebot in  der Konjunktur kam. 
Der W ohnungsbau hat also jeweils weitgehend kon­
junkturausgleichend gewirkt, und zwar vor allem da­
durch, daß die W ohnungskonjunktur normalerweise 
der gesamtwirtschaftlichen Konjunkturentwicklung 
vorauseilte. So zeigte sich, daß z. B. in der Depres­
sion der W ohnungsbau auf Grund der günstigen 
Kosten- und Finanzierungssituation schon sehr früh zu 
steigen begann, was natürlich den Ausschlag der ge­
samtwirtschaftlichen K onjunktur nach unten dämpfen 
mußte. Eine der wichtigen Funktionen des W ohnungs­
baus innerhalb der konjunkturellen Bewegung w ar es 
ja, einen Übergang aus der Depression in  den Auf­
schwung einzuleiten j ebenso wie umgekehrt durch den 
W ohnungsbau einer Überspitzung der Gesamtkon­
junktur entgegengewirkt wurde, indem auf dieser 
Seite schon relativ früh infolge der sich verschlechtern­
den Kosten- und Finanzierungsbedingungen eine Sta­
gnation begann.
Die Eingriffe des Staates zur Begründung eines 
zwangswirtschaftlichen W ohnungsbaus — denn das ist 
in diesem Fall der soziale W ohnungsbau — haben 
die freie, durch das Ertragsgesetz gekennzeichnete 
marktwirtschaftliche Bewegung des W ohnungsbaus in 
der K onjunktur ausgeschaltet und damit die konjunk­
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turausgleichende W irkung des Wohnungsbaus w eit­
gehend verhindert. Leider hat der Staat nur sehr be- 
sdieidene A nsätze gezeigt, von sidi aus durdi den 
W ohnungsbau eine bewußte konjunkturausgleidiende 
Politik zu betreiben.
A ber h ier k lingt die Notwendigkeit eines Sdiutzes der 
sozial Sdiw adien sdion deutlidi an, wenn man sidi 
die Situation für den einzelnen Nadifrager des Gutes 
„W ohnung“ innerhalb der konjunkturellen Bewegun­
gen vergegenw ärtigt. Denn das ohne Zweifel vorhan­
dene M ißverhältnis zw isdien Nadifrage und Angebot, 
das sid i auf dem W ohnungsm arkt infolge des inten­
siv ierten  Charakters der Bautätigkeit vor allem in den 
Zeiten der H odikonjunktur regelmäßig ergab, ge­
w ährte natü rlid i dem Hausbesitzer der Vorkriegszeit 
eine außerordentlidi überlegene Stellung, vor allem 
gegenüber dem M ieter der Kleinwohnung, eine Posi­
tion, die nodi durdi das damals geltende M ietredit 
w eitgehend gestärkt wurde. W enn man audi von einer' 
m onopolartigen Beherrsdiung des Angebots durdi 
kapitalkräftige Gesellsdiaften etc. aut dem W ohnungs­
m ark t d irekt n id it spredien konnte, so gehörte es dodi 
zu den diarak teristisd ien  N aditeilen dieses Systems 
der W ohnungswirtsdiaft, daß vornehmlidi die städ- 
tisd ie  W ohnung in öden Massenmietshäusern zu* 
sam m engedrängt und somit das Sozialproblem für die 
arbeitende Bevölkerung der Großstädte kumuliert 
wurde.
Der gesam tvolksw irtsdiaftlidie Effekt des Konjunk- 
tu rausgleid is innerhalb des marktwirtsdiaftlidien 
W ohnungsbaus, der ohne weiteres positiv zu beur­
te ilen  ist, zeigt also erheblidie Friktionen, die sidi 
auf G rund der Unelastizität der Nadifrage insbeson­
dere zu Lasten der einkommenssdiwadien breiten Be- 
völkerungssdiid iten  auswirken konnten und — wie 
die Entwidclung beweist — teilweise ausgew irkt 
haben. Für die Erriditung von Kleinhäusern, ins­
besondere von Einfamilienhäusern, fehlte es w eit­
gehend an den notwendigen Grundkrediten und 
aud i an den w irtsdiaftlidien Voraussetzungen. Der 
Bau solcher H äuser w ar eben nur dort möglidi, wo 
gem einnützige Körpersdiaften und Genossensdiaften 
die O rganisierung und Förderung dieser A rt von 
W ohnungsproduktion übernahmen. Ihre Erfolge waren 
anfangs sehr besdieiden, gewannen aber nadi dem 
K riege zunehmend an Bedeutung, als die Privatw irt­
schaft sid i auf diesem unter sozialpolitisdiem Aspekt 
besonders förderungswürdigen Gebiet nidit mehr mit 
Aussicht auf Rentabilität betätigen konnte.

VORAUSSETZUNGEN  
EINER MARKTWIRTSCHAFTLICHEN ORDNUNG

Aus diesen Ergebnissen gewinnt die Notwendigkeit 
s taatlid ie r Interventionen innerhalb der W ohnungs­
w irtsd iaft eine hinlänglidie Reditfertigung. Inwieweit 
allerdings und m it w eldier Intensität bzw. in weldien 
A nsätzen sid i ein ausgleidiender Weg gefunden hat, 
ist daraus noch n id it abzuleiten.
Die V ergangenheit hat bewiesen, daß eine Über­
spitzung des staatlid i gelenkten Wohnungsbaus die 
oft erw ähnte „Versteinerung der Wohnungsnot" nur

forciert und in Nichterkenntnis der im W irtsdiafts- 
medianismus vorhandenen Interdependenzen den be- 
absiditigten Erfolg oft ins Gegenteil verkehrte. Ohne 
Zweifel — und das darf nadidrüdtlidi betont w er­
den — bedeutet „die Aussonderung eines so bedeu­
tenden Zweiges der Gesamtwirtschaft, wie es der 
W ohnungsbau ist, aus dem allgemeinen Rahmen des 
W irtsdiaftsgefüges eine Störung des ganzen kompli­
zierten und m it allen seinen Teilen vielfadi ineinander 
verschlungenen W irtschaftsmedianismus".
W enn eingangs die Frage aufgeworfen wurde, ob der 
freie W ohnungsm arkt überhaupt in der Lage ist, die 
W ohnraumversorgung der sozial Sdiwadien sicherzu­
stellen, so läßt sidi als Ergebnis der bisherigen Über­
legungen bereits feststellen, daß das nur möglich ist, 
wenn
1. e in  ausgeglichener, fu nk tionsfäh iger W o hnungsm ark t v o r­
h an d en  ist,
2. A ngebots- u n d  N a d ifra g e k u rv e  des G utes „W ohnungs­
nutzung" zum  G leichgew id it tend ie ren ,
3. e ine  m onopolo ide B eeinflussung des M ark tes (bzw. von 
T eilm ärkten) durch G esellschaften  etc. u n d  dam it e ine  
V ariie ru n g  d er A n g eb o tse lastiz itä t u n te r  A usnutzung  von  
M achtpositionen  nicht v o rh an d en  is t, und
4. Friktionen und unorganische Einflüsse von außen (Krieg, 
Vernichtung von Wohnungsbestand etc.) nicht vorliegen. 
Unter diesen V oraussetzungen ist die öffentliche Hand 
der Notwendigkeit enthoben, eine absolut planw irt­
schaftliche W ohnungspolitik zu betreiben. Sie haben 
zwar in reiner Form wohl noch nie Vorgelegen, jedocii 
hat die Zeit vor dem ersten  W eltkrieg einen tenden­
ziellen Ausgleich auf dem W ohnungsm arkt gekannt. 
Die grundsätzliciien Um strukturierungen und unorga­
nischen Veränderungen nadi den Kriegen haben je ­
dodi auch, das „potentielle" Gleiciigewiciitsniveau 
innerhalb des W ohnungswesens völlig gewandelt und 
— wie eingangs betont — eine soziale V erantwor­
tung zugunsten der breiten Bevölkerungssciiichten 
zwangsläufig erfordert. Darüber hinaus scheinen je ­
doch aucii in dem freien Auswirken konjunktureller 
Bewegungen a priori immanente Gefahren zu liegen, 
auf dem W eg des geringsten W iderstandes die durch 
die lange Reproduktionsdauer des Gutes „Wohnung" 
auftretenden Friktionen durchweg auf den Kreis der 
überhaupt einer Fürsorge Bedürftigen abzuwälzen. 
Die geschilderte Entwicklung hat hier der Forderung 
nach „sozialem W ohnungsbau" w eitgehend recht ge­
geben. Diese Behauptung gilt auch dann, wenn man 
grundsätzlicii dem Interventionismus innerhalb einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung skeptiscii gegenüber­
steht.
So zeigt der gegebene konjunkturelle Überblick, daß 
zwar dem privatwirtschaftlidieii W ohnungsbau erheb­
liche Kräfte immanent sind, bei annäherndem  Aus­
gleich von Angebot und Nachfrage die W ohnraum­
versorgung sicherzustellen bzw. bei Aussicht auf Ren­
tab ilitä t eine schnellere und vor allem dem effektiven 
Bedarf entsprechende W ohnungserstellung zu gewähr­
leisten. A ndererseits aber fällt der öffentlichen Hand 
auch in einer marktwirtschaftlichen Ordnung die Funk­
tion zu, die W ohnungsansprüche der sozial schwachen 
Bevölkerungssdiiditen unter tragbaren Bedingungen 
zu decken. Die W ohnungspolitik verlangt also unter
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diesem Aspekt eine klare Differenzierang in der Be­
schränkung der einzelnen Träger auf ihre spezifischen 
Aufgaben.

TENDENZEN DER NACHKRIEGSZEIT 

Es bedarf keiner Begründung, daß es angesichts eines 
um 25 ”/» (2,4 Mill. Wohnungen) reduzierten Bestandes 
und einer um m ehr als 20 “/o (rd. 9 Mill.) vergrößerten 
Bevölkerung nur m ittels einer nadihaltigen öffent­
lichen Förderung des W ohnungsbaus möglich war, der 
drückenden W ohnungsnot überhaupt zu steuern, um 
so mehr, als Privatkapital nicht zur Verfügung stand 
und die Eigeninitiative durdi die mangelnde Aussicht 
auf Rentabilität (Mietstop) w eitgehend gelähmt war. 
Es ist in dieser Zeitsdirift versdiiedentlidi auf die 
durdi das Erste W ohnungsbaugesetz vom 24. April 1950 
erzielten Erfolge eingegangen worden. Von 1951 bis 
1953 wurden rd. 1,7 Mill. W ohnungen neu erriditet, 
bei einem Einsatz öffentlicher Mittel von annähernd 
9 Mrd. DM. A ngesidits des gewaltigen Defizits mußte 
mit Hilfe des überkommenen planwirtsdiaftlichen Diri­
gismus der öffentlidien Kapitalsubventionierung 
zwangsläufig der quantitative Gedanke einer hödist- 
möglidien Programmerfüllung in  kürzester Frist im 
Vordergrund stehen. Das Sdilagwort der Einfadi-, 
Schlidit- und Primitivwohnungen ha t hierdurch seine 
bedenkliche Ausprägung gewonnen. Das aus dieser 
Tendenz bedingte überw iegen des Miet-Gesdioß-Woh- 
nungsbaus, vor allem ln Händen der Funktionsträger 
des sozialen W ohnungsbaus, der gemeinnützigen 
W ohnungsgesellsdiaften, ließ den soziologisch und 
volksw irtsdiaftlidi w ertvollen Gedanken des Eigen­
heims sta rk  verkümmern. Denn nur 15 — 20 Vo 
aller nadi Kriegsende erriditeten W ohnungen ent­
fielen auf eigentum sverbundene Wohn- und N utzungs­
formen. Die einmalige Chance, den W ohnungsneubau 
nadi dem Kriege als Element der Krisensidierung und 
Verwurzelung der Bevölkerung mit Grund und Boden 
einzusetzen, ist somit weitgehend ungenutzt geblieben. 
Gerade h ier sind wohl die entscheidenden Nachteile 
des sozialen W ohnungsbaus festzustellen, indem näm- 
lid i die privatw irtsdiaftlidie Initiative zur Begründung 
von Einaeleigentum infolge der Einseitigkeit der Lan­
desförderungsbestimmungen (zugunsten der Mietwoh­
nung), der Sdiwerfälligkeit der Finanzierung und Ver­
waltung gedrosselt wurde, um einer heute in fast 
allen Kreisen der Bevölkerung anzutreffenden Hyper­
trophie öffentlidien Fürsorgedenkens Platz zu madien. 
Die mit der Verkündung des Altenberg:er Programms 
1951 einsetzende Umstellung und A usriditung der 
W ohnungspolitik auf die „familiengeredite Wohnung" 
in  Eigentum hat zuerst durdi das Bergarbeiterwoh­
nungsbaugesetz vom 23.10.51, durdi steuerlidie Anreize 
(Prämiensparen, § 7c EStG etc.) und vor allem durch 
die N ovelle zum Ersten W ohmingsbaugesetz vom 
25. 8. 53 eine nadihaltige gesetzlidie Stützung er­
fahren und ist wohl — im Verein mit der m ehr und 
mehr bewußten V erantwortung gegenüber Familie und 
Wohnung — eines der entsdieidenden Merkmale des 
Strukturwandels in  der W ohnungswirtsdiaft. Quali­
ta tiver W ohnungsbau soll nunmehr mit der Zielsetzung

der „Sdiaffung neuen Einzeleigentums und der Erhal­
tung bisherigen Eigentums" (Preusker) das Bild der 
öffentlidien Förderung bestimmen. Konform hiermit 
geht der intensiv betriebene Abbau des anomalen 
Formalismus in der W ohnungswirtsdiaft (es sei hier 
an das viel zitierte Kuriosum erinnert, daß zur Errich­
tung eines Eigenheims von jedem Eigenheimbewerber 
eine Formularsdilange von 152 m Länge zu bearbeiten 
ist!)! die Begünstigung des W ohnungssparens (Vor­
spar- und Nadisparrate), eine weitgehende Hilfe bei 
der Baulandbeschaffung, Bevorzugung in der Zuwei­
sung von öffentlidien Finanzierungshilfen; alles das 
sind Maßnahmen, die das privatwirtsdiaftliche Inter­
esse am W ohnungsbau aktivieren und h ier insbeson­
dere eine gesellschaftspolitisch wirksame Eigentums­
verwurzelung verwirklichen sollen.

MIETPREISREFORM ALS AUSGANGSPUNK T  

Der qualitative Gedanke der W ohnungspolitik findet 
seinen Ausgangspunkt in der eingangs erwähnten 
Mietpreisreform, die im Zuge der Neuorientierung die 
Sdilüsselposition einnimmt. „In diesem Problem geht 
es um die Fragen, die überhaupt entsdieiden, ob die 
Neuordnung gelingen kann" (Brecht). Dabei ist die 
W iedereinsetzung der Miete als — m arktreagibler — 
W ertmaßstab der W ohnung in ihren ökonomisdien 
Auswirkungen von der sozialpolitisdien Rücksidit- 
nahme scharf zu trennen.
Das ökonomisdie Erfordernis einer Auflodcerung des 
seit 30 Jahren erstarrten M ietpreisgefüges w ird allge­
mein anerkannt, nidit nur, um einen der w iditigsten 
Vermögenswerte der deutsdien Volkswirtsdiaft vor 
dem Verfall zu bewahren, sondern vor allem deshalb, 
weil es volksw irtsdiaftlidi untragbar erscheint, einen 
W irtsdiaftszweig jährlidi mit fast 2,5 Mrd. DM zu 
subventionieren, dessen Struktur grundsätzlich einer 
derartigen Stützung überhaupt nicht bedarf. Die Be­
deutung dieser Argumente erhellt aus dem englischen 
Beispiel, das die katastrophalen Folgen eines lang­
jährigen M ietstops in einer „Versteinerung des M ieten­
system s“ offensiditlidi werden läßt, indem nämlich 
z. B. im Jahre 1952 rd. 200 000 W ohnungen m it großen 
öffentlichen M itteln neu gebaut wurden, im gleidien 
Jah r aber eine ungefähr gleidi große Anzahl von W oh­
nungen für abbruchreif erk lärt werden mußte. Die 
W iederherstellung der W irtschaftlichkeit des Haus­
besitzes durch Anhebung vornehmlich der — für die 
W ohnungswirtsdiaft wegen ihres Gewidits dominie­
renden — Altbau- und Zwisdienkriegsmieten an das 
Niveau der Riditsätze des sozialen W ohnungsbaus ist 
deshalb der erste Sdiritt des Reformwerks. Das Aus­
maß dieser Erhöhungen wird nadi übersdilägigen 
Sdiätzungen etwa 40 Vo betragen, womit die Gewähr 
gegeben ist, vor allem die notwendigen Instand­
setzungsarbeiten durdizuführen und kostenmäßig ab­
zudecken bzw. eine wenn auch — an anderen W irt- 
sdiaftszweigen gemessen — geringe Eigenkapitalver­
zinsung zu erwirtschaften. Riditmaß der Erhöhung sol­
len nadi den vorliegenden Plänen die unterschiedlidien 
W ohnwerte sein, deren Feststellung jedoch das z. Z. 
wohl schwierigste Problem der M ietangleidiung ist.
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Immerhin wird — nach bereits begonnenen Auflocke­
rungen durdi die 10 “Mge M ieterhöhung sowie durch 
die vergrößerte Umlagefähigkeit von Gebühren etc. — 
grundsätzlich eine Preisfixierung gelöst, die ökono­
misch willkürlich und zufällig statu iert ist.
Daß die Reform der Wohnungswirtscfaaft bei den Vor- 
kriegsm ieten einsetzen muß, wird an zahlreichen — 
h ier kursorisch angedeuteten — Gründen offenbar;
1. F ü r den  W ohn u n g sb au  s te h t e ine  A ktivierung von 
p r i v a t e m  K ap ita l a ls s tä n d ig  fließende Q uelle der 
W o h nungsbaufinanz ie rung  in  e inem  un trennbaren  Zusam ­
m en h an g  m it d e r  Lösung des M ietenproblem s. N ur die A us­
sicht auf e ine  angem essene  R endite  u n d  S idierheit läß t die 
A n la g e  im  W ohnungsbau  sow eit a ttra k tiv  erscheinen, daß 
h ie r  e in e  e d ite  volksw irtschaftliche K apitalbildung die A n­
lag e  v o n  öffentlichen M itte ln  in  d iesem  Sektor v erd rängen  
k an n .
2. D as n ied rig e  N iv eau  der A ltm ieten  verzerrt a lle ökono­
m ischen V o rste llu n g en  ü b e r  d ie W i r t s c h a f t l i c h k e i t  
d e r  A n lag e  im  W ohnungsbau .
3. D er b es teh en d e  Z ustand  vö llig er W illkürlid ikeit in  der 
F estse tzu n g  d e r  A lt- u n d  Z w isdienkriegsm ieten  beeinflußt 
in  e rb eb lid iem  U m fange d ie  B ere itsd ia ft, einen angem esse­
n e n  T eil d es F a m  i 1 i  e n  e i n  k  o m  m e n s zur B estreitung 
d es W o h nungsau fw ands aufzubringen.
4. H ierdurch  w ird  d e r  D u rd ib ru d i zur Eigentum sw ohnung 
w esen tlich  erschw ert, da  im  A nsehen  w e ite r  Kreise der Be­
v ö lk e ru n g  das A ltm ie tn iv eau  als N o r m  der für die W oh­
n u n g  au fzub ringenden  E inkom m ensteile angesehen w ird  und 
so z. B. die ungleich  h öheren  Lasten des Eigenheims u n ­
tra g b a r  erscheinen.
5. D ie N o tw en d ig k e it e in e r  U m struk turie rung  der B elegung 
d e s  W o h n u n g sb estan d es durch E rleichterung des W o h ­
n u n g s w e c h s e l s  —  als en tscheidendes H ilfsm ittel für 
d ie  U n te rb rin g u n g  v o n  F am ilien  in fam iliengerechten W oh­
n u n g en  —  is t durch d ie F ix ierung  d er M ieten w eitgehend  
unm öglich.
6. D ie zufä llige  „A lte in g esessen h e it“ der Mieter in  den  Alt- 
u n d  Z w ischenkriegsw ohnungen  führt häufig zu H o r t u n ­
g e n  v o n  W ohnraum . Bei e in e r  nachhaltigen  A uflockerung 
d e r  M ie te n  s te h t zu e rw arten , daß  b islang  zurückgehaltener 
W o h n rau m  in  erheblichem  U m fange zur Abdeckung des 
W ohnungsdefizits b e re itg es te llt w ird.
7. H ie rm it h än g t en tscheidend  die Lösung des U n t e r -  
m i e t p r o b l e m s  zusam m en, das zu einem  nicht zu recht­
fe rtig en d en  E inkom m enszuw achs d e r  H auptm ieter führt, 
o h n e  dem  H ausbesitz  fü r In stan d se tzu n g  etc. zugute zu 
kom m en. D er V erfa ll von  W ohnungen  wird durch Ü ber­
b e leg u n g  zw angsläufig  beschleunigt.
8. D ie D urchführung des volksw irtschaftlich no tw endigen 
B e v ö l k e r u n g s a u s g l e i c h s  is t  durch das n ied rige  
A ltm ie ten n iv eau  w esen tlich  b eein träch tig t, da d er Besitz 
e in e r  b illigen  A ltbauw ohnung  entscheidend  eine gegebenen­
falls  w ü n schensw erte  F lu k tu a tio n  d e r  Beschäftigten v e rh in ­
d e rt.
Es dürfte nicht schwer sein, den angeführten Gründen 
für eine M ietpreisreform  zahlreiche weitere hinzuzu­
fügen. Entscheidend bleibt die Überlegung, daß die 
Stagnation des privatwirtschaftlichen Wohnungsbaus 
n u r durch die W iederherstellung geordneter W irt­
schaftlichkeitsverhältnisse behoben werden kann. Da­
bei ist W irtschaftlichkeit nicht völlig mit M arktpreis 
zu identifizieren, sondern als Akzentuierung des Prin­
zips der Kostendeckung anzusehen.
Dem ökonomischen Anliegen, das — mit Abdeckung 
des Defizits — die stufenweise Eingliederung der 
W ohnungswirtschaft in das Spiel des Wettbewerbs, 
der Eigeninitiative und des echten Marktes vorsieht, 
tritt das sozialpolitische Erfordernis des wirksamen

Schutzes der sozial schwachen Bevölkerungsschichten 
entgegen. Die M ietpreisfestsetzung ist bekanntlich aus 
sozialen Gründen erfolgt, hat aber im Laufe der Jah r­
zehnte den Kreis der wirklich Hilfsbedürftigen ver­
lassen und auch den Einkommensschichten Präferenzen 
verschafft, denen ohne w eiteres zugemutet werden 
kann, aus eigener Kraft einen angemessenen Teil ihres 
Einkommens für den W ohnungsaufwand bereitzu­
stellen. So sprechen auch vom sozialpolitischen Stand­
punkt zahlreiche Gründe für eine Auflockerung des 
M ietpreissektors, wobei vor allem folgende Faktoren 
hervorzuheben sind:
1. Ju n g e  Fam ilien, F lüchtlinge und  B om bengeschädigte, die 
im  a llgem einen  ü b e r e in  n ied rig es  E inkom m en verfügen , 
w erden  gezw ungen, in  d ie w esentlich  te u re re n  N eubauw oh­
nungen  zu  ziehen  u n d  dam it e inen  erheblich  g rö ß eren  A n­
te il des E inkom m ens fü r  die M ie te  aufzubringen a ls die 
In h ab er von  A ltw ohnungen .
2. Durch d ie  M ie tp re isfes tse tzu n g  w ird  d as R ealeinkom m en 
b re ite r  B evölkerungsschichten  in undurchsichtiger W eise 
verschoben.
3. D ie A u frech terhaltung  eines angem essenen  W ohnungs­
sta n d a rd s  w ird  auf G rund  der n ied rigen  M ie ten  im m er m ehr 
als a llgem eine  F ürso rgem aßnahm e des S ta a te s  betrach tet. 
D iese U n te rb ew ertu n g  e in es d er w ichtigsten  E xistenzbedürf­
n isse  is t  a llen  B estrebungen , den  W o h n u n g sstan d ard  zu 
heben , abträglich  u n d  fü h rt d a rü b e r h in au s zu soziologisch 
bedenklichen  A usw irkungen  au f die G röße der Fam ilie, den 
F am ilienzusam m enhalt, d ie  K inderfreud igkeit etc.

Der Hemmungsfaktor einer vermeintlichen Unmög­
lichkeit der M ietanhebung wird bei unvoreingenom­
m ener Betrachtung wesentlich reduziert. Bereits mit 
Erlaß des Ersten W ohnungsbaugesetzes von 1950 
wurde eine M iete von 1 DM bis 1,10 DM je  qm  W ohn­
fläche für breite Schichten der Bevölkerung als trag­
bar anerkannt. Hierbei ist unterstellt, daß rd. 20 Vo 
des Familieneinkommens für die M ietleistung aufzu­
bringen seien. Bis 1953 ist eine wesentliche Erhöhung 
des Haushaltseinkommens eingetreten, während die 
M ietausgaben in dem gleichen Zeitraum zw ar absolut 
erhöht, jedoch relativ auf dem gleichen Stand ge­
blieben sind.

Entwicklung  
d es H aushaltseinkom m ens  

m ittlerer V erbraudiergruppen
(4 Personen)

1949 321,74 DM
1950 342,82 DM
1951 396,05 DM
1952 442,76 DM
1952 4. V j. 496,57 DM

Entwicklung der M ietausgaben
(N ettom iete)

1949
1950
1951
1952
1952 4. V j.

26,56 DM 
29,85 DM  
31,52 DM 
34,46 DM  
36,09 DM

Darüber hinaus ist eine weitgehende A usgabensteige­
rung für den elastischen Bedarf eingetreten, ein Zeichen 
für die Freisetzung von erheblichen Einkommensan­
teilen für Luxusgüter, Genußmittel etc.

Durchschnittliche monatliche Ausgaben je Haushaltung*
(4-Personen-A rbeitnehm erhaushaltung der m ittleren  Verbraucher­

gruppen, zu  konstanten  Preisen)

Jahr
Starrer Bedarf i) E lastischer Bedarf^)

DM 1 % DM 1 %

1949 163,71 63,5 94,11 36,5
1950 177,85 62,3 107,58 '37,7
1951 185,94 60,7 119,73 39,3
1952 194,64 56,8 147,35 43,2
)̂ A usgab en  der B edarfsgruppen Ernährung, K leidung, M iete, 

H eizung und Beleuchtung.
2) A usgab en  aller  übrigen Bedarfsgruppen.
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Im allgemeinen beläuft sich der prozentuale Anteil 
d e r Miete an den Gesamtausgaben im Durchschnitt 
aller Haushaltungen von 1948 — 1952 auf rd. 9,5 “/o 
des Familieneinkommens.
Die vorstehenden Zahlen gewinnen ein besonderes 
Profil, wenn — auf Grund einer wissenschaftlichen 
Untersuchung des Instituts für Siedlungs- und W oh­
nungswesen M ünster — festgestellt wird, daß die 
M ehrbelastung des Haushaltseinkommens für Haus­
halte in Altbaukleinwohnungen etwa 3,3 Vo, für Haus­
halte in Altmittelwohnungen etwa 4,7 “/» beträgt, w äh­
rend das Haushaltseinkommen der Familien in 
Zwischenkriegswohnungen m it etw a 1,2 V» (Kleinwoh­
nungen) bzw. mit 1,8 Vo (Mittelwohnungen) zusätzlich 
belastet werden würde. Es zeigt sich also, daß im 
Durchschnitt der Erwerbstätigen bei der geplanten 
M ieterhöhung mit einer zusätzlichen Belastung bis 
höchstens 5Vo kein nachhaltiger Einbruch in das 
Sozial- und Einkommensgefüge erfolgen dürfte. 
W esentlich hilfsbedürftig bleiben allerdings die Sozial­
rentner und kinderreichen Familien, für die die Gewäh­
rung direkter Mietbeihilfen als sinnvolles Instrument 
sozialpolitischer Fürsorge vorzusehen ist.
Die marktwirtschaftliche M ietpreisreform berücksich­
tigt weitgehend die sozialpolitischen Gründe, indem 
als geeigneter Zeitpunkt für die angeführten grund­
sätzlichen Maßnahmen in der W ohnungspolitik das In­
krafttreten der großen Steuerreform 1955 genannt 
wird. Die Koordinierung von Rentenerhöhung, Steuer-, 
Kapitalmarkt- und Sozialreform läßt Befürchtungen 
über umfangreiche Lohnbewegungen weitgehend zu­
rücktreten. Erreicht werden soll aber auf der Ein­
kommensseite, daß Miete und Einkommen wieder in 
einem vernünftigen Verhältnis zueinander stehen und 
sich in Zukunft ein  15 Voiger Anteil der M iete am Ein­
kommen — als angemessen und tragbar deklariert — 
einspielen wird.

ABLÖSUNG DER SUBVENTIONEN  
DURCH KAPITALMARKTMITTEL

Die Neuordnung des M ietpreisgefüges löst gleich­
zeitig wesentliche Impulse für eine Reform der W oh­
nungsbaufinanzierung aus. Seit der Ausschaltung des 
M arktautomatismus in diesem W irtschaftszweig hat die 
öffentliche Hand mit stets größer werdenden Ein­
schüssen von Subventionen den funktionsunfähigen 
Kapitalm arkt zu ersetzen versucht und damit das 
optisch eindrucksvolle Ergebnis einer gewaltigen W oh­
nungsbauleistung erzielt. Es bedarf nicht der Erwäh­
nung, in wie großem Umfange das System der staat­
lichen Kapitalsubventionierung (Darlehnshergabe) Ge­
fahren in sich birgt und vom volkswirtschaftlichen 
Standpunkt als unproduktiv anzusehen ist.
Der Verzicht auf eine privatwirtschaftliche Rentabili­
tä t zugunsten eines sozialen Ausgleichs trägt zwangs­
läufig stets die Möglichkeit der Unwirtschaftlichkeit 
hinsichtlich der Verwendung öffentlicher Mittel in sich. 
Darüber hinaus beseitigt die weitgehende Aufhebung 
des Zusammenhanges zwischen Mietaufwand und Ge­
stehungskosten der W ohnungen durchweg die Anpas­

sung des Mietaufwands an die wirtschaftliche Lei­
stungsfähigkeit der Mieterschaft, die sich automatisch 
ergeben würde, wenn die für die Neubauten aufge­
stellte Kosten- und Ertragsrechnung einen Einfluß auf 
die Bildung der M ieten ausübt. H ier klingt eines der 
schwerwiegendsten Probleme an, das durch die „von 
oben" fixierte Grenzziehung zwischen den Berechtig­
ten des sozialen W ohnungsbaus und den hiervon 
Ausgeschlossenen aufgeworfen wird. Es ist eben ein 
grundlegender Unterschied, ob ein Rentnerhaushalt 
mit einem Monatseinkommen von 200 DM oder ein 
Beamtenhaushalt mit 700 DM monatlichen Einkommens 
in den Genuß der Förderung durch den sozialen Woh­
nungsbau kommt, und es ist paradox, wenn hinsicht­
lich der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Miet­
zahlung beide H aushalte gleichgestellt werden. 
Darüber hinaus verleitet die bei dem Einschuß öffent­
licher Mittel in den unrentierlichen Teil gegebene Sub­
ventionierung zweifellos auch zu einer nachhaltigen 
Unwirtschaftlichkeit in der Produktion. Denn die 
Kosten der W ohnungsproduktion lassen sich nicht 
mehr an ihrem Ertrage messen, so daß für die Beurtei­
lung der Ergebnisse der Bautätigkeit lediglich tech­
nische, nicht aber wirtschaftliche Gesichtspunkte domi­
nierend sein können.
Daß der soziale W ohnungsbau, der an ein im voraus 
festgesetztes Bauprogramm gebunden ist, ebenfalls 
der erforderlichen Elastizität in der Anpassung an den 
vorhandenen Bedarf ermangelt und damit eine höchst 
ungleichmäßige Verteilung des vorhandenen Wohn- 
raums nach sich zieht, ist ein weiteres Kriterium der 
negativen Auswirkungen starrer öffentlicher Woh­
nungsförderung.
In der Konsequenz tauchen Gefahren der Kapital­
akkumulierung in Händen der Träger des sozialen 
W ohnungsbaus auf, die sich bei der marktmäßigen Be­
einflussung des W ohnungsangebots durch teiloligopo­
listische M arktstellungen negativ auswirken kann. 
Eine Vielzahl derartiger Konsequenzen mußte ange­
sichts der drückenden W ohnungsnot der ersten Nach­
kriegsjahre in Kauf genommen werden.
Die Tendenz zu einer in absehbarer Zeit verwirklich­
ten Sättigung des W ohnungsbedarfs gibt dem lang­
samen Abbau dieses Subventionssystems zugunsten 
einer Aktivierung des Privatkapitals für den W oh­
nungsbau seine Rechtfertigung. Hierbei ist nicht dar­
an gedacht, einen radikalen Abbau von der Kapital­
subventionierung ausschließlich zur Zinssubventionie­
rung (Zinszuschüsse für aus dem Kapitalm arkt be­
schaffte Darlehen) durchzuführen. Denn die in der kon­
junkturellen Betrachtung schon angeklungene sozial­
politische Förderung der wirklich Hilfsbedürftigen, die 
aus eigener Kraft nicht in der Lage sind, ihre W ohn­
raumversorgung sicherzustellen, bleibt auch für die 
Zukunft bestehen.
Die öffentliche W ohnungsbaufinanzierung hat ja  stets 
einen doppelten Charakter: fehlendes zweitstelliges 
Kapital zu ersetzen und außerdem gleichzeitig durch 
niedrige Bemessung der Zinsen einen Rentabilitäts-
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ausgleid i zu sdiaffen. Ohne Zweifel ist es wohl aus- 
gesdilossen, daß der freie Kapitalmarkt sofort in der 
Lage wäre, ab 1955 zusätzlidi 2,5 Mrd. DM aufzubrin­
gen und dem W ohnungsbau zuzuführen. Es ist des­
halb eine elastisdiere Form des Abbaus der öffent- 
lid ien  Objektsubventionierung vorgesehen, indem ab 
1955 diese Mittel jährlid i um einen bestimmten Pro­
zentsatz verm indert werden, wobei pro anno eine 
1 0 “/oige Reduktion vorgesehen ist. Der Ausfall von 
10 "/o (250 Mill. DM) und seine Ersetzung durdi Mittel 
des K apitalm arktes sowie durdi andere Restfinanzie- 
rungs- oder Bauherrenmittel dürfte nadi Ablauf dieser 
Phase eine Situation antreffen, in der das W ohnungs­
defizit vollständig abgededct und der M arkt w ieder­
um die Funktion der Versorgung der Bevölkerung mit 
W ohnraum  übernehmen kann.
D er Fortfall des steuerlidi begünstigten Sozialpfand­
briefs zugunsten eines einheitlidien Typs dieser w idi­
tigsten  Finanzierungsquelle der W ohnungswirtsdiaft 
ist ein w eiteres Anreizmittel zur attraktiven Anlage 
von  Kapital. Daß hierbei dem Sparen als der u r­
eigensten  Quelle der Kapitalmarktbelebung wieder 
seine unbedingte Priorität eingeräumt werden soll, ist 
eine natürlid ie Konsequenz der Reform der W oh­
nungspolitik.

ELASTIZITÄT ALS AUFGABE  

Die Umgestaltung und Neuordnung der W ohnungs­
w irtsdiaft ist nidit mit einem radikalen Sdinitt durdi- 
zuführen. Zu lange und zu tief wurzeln die über­
lieferten Vorstellungen der öffentlidien W ohnungs­
fürsorge.
Die hier skizzierten Ansätze zur W iederherstellung 
der Eigenwirtsdiaftlidikeit des W ohnungsbaus sind 
nidit allein in der heute oft gebräudilidien Isolierung 
eines Teilbereidies der Volkswirtsdiaft zu werten. Sie 
greifen, wie gerade die konjunkturelle Betraditung 
auswies, w eit in die Sphäre des gesamtvolkswirt- 
sdiaftlichen Kreislaufs ein. Der Zeitpunkt eines an­
nähernden Ausgleidis von Angebot und Nadifrage 
dürfte in wenigen Jahren  gegeben sein. Angesidits 
der gewaltigen Investitionen, die im W ohnungsbau 
jährlid i durdigeführt werden, gewinnt die sdion jetzt 
begonnene Auflodcerung der seit Jahrzehnten erstarr­
ten ökonomisdien Vorstellungen vom W ohnungsbau 
ihre besondere Bedeutung. Es steht zu erwarten, daß 
die Eingliederung in das M arktgesdiehen nadihaltig 
belebende Impulse für die W ohnungsbauleistung ver­
mittelt. Daß trotzdem der soziale W ohnungsbau in 
seiner Besdiränkung auf die w irklidi Hilfsbedürftigen 
seine bleibende Funktion behält, ist die immer neu 
gestellte Aufgabe an eine soziale M arktwirtsdiaft,

S um m ary : T h e  P r o b l e m  c i  R e ­
m u n e r a t i v e  H o u s i n g .  The 
F ed e ra l C ab ine t h a s  p assed  a Con­
s tru c tio n  of H ousing  R eform  bill the 
b as ic  ten d en cy  of w hich it  is  to make 
h o u s in g  rem u n era tiv e  again . To this 
end , th e  ren t is  to be re-in s titu ted  as 
th e  v a lid  s ta n d a rd  of va lu e  for houses 
to  le t, an d  public  cap ita l subsid ies are 
to  b e  rep laced  by  an  in crease d  con­
tra c tio n  of g enu ine  cap ita l market 
funds. In v estig a tin g  to w h a t extent 
th e se  o b jec tiv es  can  be  rea lised , the 
a u th o r  d iscusses the  conflicting  in­
te re s ts  in  th is  field b etw een  economic 
a n d  soc ia l policy , th en  enqu ires into 
th e  p a r t  w h id i h o u sin g  p la y s  in the 
b u sin e ss  cycle, an d  finally  analyses 
th e  p re -co n d itio n s for g iv ing  th is sector 
a  "m arket-econom y" o rder. H e admits 
th a t  ev en  in  a m arket-econom y it 
w o u ld  still d evo lve  on  th e  public 
a u th o r itie s  to c a te r  fo r th e  housing 
n e e d s  of the  soc ia lly  w eak e r popul­
a tio n  g roups on b earab le  term s. The 
a r tic le  concludes w ith  a  d e ta iled  dis­
cu ss io n  of th e  p rac ticab ility  of ren t re­
form  an d  of a ttrac tin g  cap ita l market 
fun d s for housing  purposes.

R ésum é: C o n s t r u c t i o n  d e  l o g e ­
m e n t s  —  l e  p r o b l è m e  d e  l a  
r e n t a b i l i t é  n o n  s u b v e n ­
t i o n n é e :  le C abine t de Bonn a 
réso lu  de p ré se n te r  au Parlam ent un 
p rogram m e de réform e p o u r la  con­
stru c tio n  d e  logem ents. Le bu t de  ce 
p rogram m e es t de  ré tab lir  la  ren tab ilité  
n on  su b ven tionnée  dans ce dom aine. 
A fin d 'y  a rriv e r  on v e u t ren d re  au 
lo y e r sa fonction  de stan d ard  de v a leu r 
p o u r le  b ien  „logem ent". En m êm e 
tem ps on v e u t ren o n cer a u  subven- 
tionnem en t p a r  des fonds pub lics e t 
ac tiv e r  l'em plo i de v ra is  m oyens du 
m ard ié  des cap itaux . Afin de d é te r­
m iner le  degré  possib le  pour la  ré a lisa ­
tion  de  ces buts, l 'a u te u r  an a ly se  le s  
con trad ic tions ex is ta n t e n tre  les buts 
p oursu iv is, dans le  dom aine du  b â ti­
m ent, p a r  la po litique économ ique 
d 'u n e  p a rt e t p a r  la  p o litique  sociale 
d 'au tre  part. L 'au teu r an a ly se  ensu ite  
le  rô le  du  bâtim en t comme fac teur 
con joncture l, e t  finalem ent le s  con­
d itions fondam entales pour l'économ ie 
de m arché. L 'au teu r adm et que m êm e 
sous le régim e de ce  systèm e le  tré so r  
pub lic  a le devo ir de rép o n d re  ra ison ­
nab lem ent aux  rev en d ica tio n s lég i­
tim es que p ré se n te n t les c lasses m oins 
rid ie s  dans le  sec teu r du bâtim ent. 
E nsuite l 'a u te u r  d isc u te  en déta il les 
possib ilité s d 'u n e  réform e du régim e 
des loy ers  e t de l 'en co u rag em en t de la 
p a rtic ip a tio n  du  m ard ié  des cap itaux  
à  la construction  de logem ents.

R esum en: E l  p r o b l e m a  d e  l a
f i n a n c i a c i ó n  y  a d m i n i s t r a ­
c i ó n  p a r t i c u l a r  d e  v i v i e n ­
d a s .  El consejo  d e  m in istro s de la 
R epública F edera l in te n ta  p re sen ta r  
u n a  refo rm a de ley  re fe ren te  a la  con­
strucción  de v iv ien d as cuya tendencia  
básica  co n stitu y e  el restab lec im ien to  
de la  financiación  y  adm in istrac ión  
p riv ad a  de la  construcción  de v iv ien ­
das. En p rim er térm ino , e l a lq u ile r 
debe  v o lv e r  a se r la  base de tasación  
p a ra  la  hab itac ión , y  la  subvención  de 
c ap ita l p o r p a rte  de l E stado debe se r 
reem plazada por u n a  in v e rs ió n  m ás 
in ten sa  de lo s recu rsos genu inos del 
m ercado  de  cap ita les . P ara exam inar 
como podrían  se r rea lizados estos ob­
jec tiv es , e l a u to r  in v es tig a  la s  con tra­
d icciones e n tre  lo s  ob je tiv o s econó­
m icos y  sociales de  la  construcción  de 
v iv iendas, así como el papel que des­
em peñaría  con respec to  a l transcu rso  
co yun tu ra l v  analiza  las condiciones de 
u n  o rden  en el rég im en  de m ercado. 
A dm ite que tam bién  den tro  de un  ré­
g im en de m ercado  corresponde al 

■Estado la función de  a ten d e r la de­
m anda de v iv ien d as por p a rte  de las 
c lases de la  pob lac ión  socialm ente 
débiles, ba jo  condiciones soportables. 
A l fin tra ta  de las posib ilidades de la 
refo rm a del precio  d e  a lqu iler y  de un 
em pleo m ás in tensivo  de lo s recursos 
del m ercado d e  cap itales.
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